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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Knabe, Frau Flinner, Kreuzeder und der Fraktion DIE GRÜNEN 


00-Raps und Wildsterben 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei der EG -Kommission 
vorstellig zu werden, um zu erreichen, daß für O-Raps-Sorten 
zunächst bis 1995 die gleichen Beihilfen gewährt werden wie für 
OO-Raps-Sorten. 

Bonn, den 25. November 1987 

Dr. Knabe 
Frau Flinner 
Kreuzeder 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 

Begründung 

Im Winterhalbjahr 1986/87 wurde in einigen Regionen des Bun- 
desgebietes ein Hasensterben beobachtet, das nach Meinung 
verschiedener Wissenschaftler in Zusammenhang mit dem Anbau 
von OO-Raps-Sorten steht. Gleichzeitig kam es im Winter 1986 in 
Österreich zu gehäuften Rehwüdverlusten, die ebenfalls auf die 
Aufnahme von 00-Raps zurückzuführen waren. Diesen OO-Raps- 
Sorten sind Senföle und Bitterstoffe weggezüchtet worden, damit 
der Raps industriell besser verarbeitet werden kann (insbesondere 
zur Margarineherstellung). Der Anbau dieser Rapssorten stieg 
von einem Prozent im Jahre 1986 (= ca. 3 000 ha) auf ca. 40 % in 
1987 (= 168000 ha). Zurückzuführen ist diese explosive Anbauflä- 
chenausdehnung auf einen Beschluß der EG -Kommission, der 
vorsieht, daß bis zum Wirtschaftsjahr 1991/92 eine Totalumstel- 
lung auf 00-Raps-Sorten abgeschlossen sein soll. In der Bundes- 
republik Deutschland wird für das Wirtschaftsjahr 1987/88 eine 
00-Raps- Anbaufläche von ca. 70 % geschätzt. 

Nach Ansicht des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sind die bis heute vorhegenden Forschungsergeb- 
nisse über den Zusammenhang von 00-Raps-Anbau und Wildster- 
ben nicht eindeutig, so daß kein Handlungsbedarf gesehen wird. 
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Gleichzeitig wird konzidiert, daß ein „Wiederausstieg" aus dieser 
Industriepflanzensorte dann möglich ist, wenn sich die Gefähr- 
lichkeit von OO-Raps als real erweisen sollte. 

Es ist jedoch widersinnig, auf der einen Seite die Totalumstellung 
auf OO-Raps-Sorten zu forcieren und auf der anderen Seite einen 
eventuellen Wiederausstieg aus dieser Sorte nicht auszuschlie- 
ßen. In der Antwort der Bundesregierung - Drucksache 11/954 - 
auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN - Drucksache 
11/864 in der die Frage gestellt wurde, ob nicht die betriebene 
Anbau- Forcierung einen eventuellen Ausstieg unmöglich machen 
könne, heißt es: „Theoretisch wäre ein Wiederausstieg dann mög- 
lich, wenn eine diesbezügliche politische Entscheidung EG-weit 
gefällt würde und die technischen Voraussetzungen erfüllt wären 
(z. B. Saatgutbereitstellung). „Genau letzteres jedoch, also das 
Vorhandensein von genügend O-Raps-Saatgut, erscheint aber bei 
der jetzigen Praxis nahezu ausgeschlossen. Wenn heute an der 
eindeutigen Favorisierung von OO-Raps-Sorten festgehalten wird, 
dann wird eine Entwicklung präjudiziert, die kaum noch umkehr- 
bar ist. 

Nur eine Übereinstimmung des EG -Interventionspreises für 
O-Raps-Sorten und OO-Raps-Sorten würde gewährleisten, daß, 
sollte sich die Gefährlichkeit des OO-Rapses herauss teilen, ein 
Ausstieg aus selbigem möglich ist. Durch diese Maßnahme näm- 
lich würde der ökonomische Druck von den Landwirten genom- 
men, eine Totalumstellung auf OO-Raps-Sorten vorzunehmen. Die 
Identität der Interventionspreise käme mithin einem Moratorium 
gleich. Nur so könnte auch gewährleistet werden, daß im Aus- 
stiegsfall genügend Saatgut der alten Rapssorten zur Verfügung 
steht. 

Ein solcher Beschluß kann nur durch eine entsprechende poli- 
tische Entscheidung der EG-Kommission gefaßt werden. Die Bun- 
desregierung soll sich daher bei der EG dafür einsetzen, daß die 
Interventionspreise zunächst bis 1995 identisch bleiben. 
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